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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Äussere Sicherheit

Mit 58 Mitunterzeichnenden aller Parteien im Rücken forderte Franz Grüter (svp, LU)
den Bundesrat mittels Motion auf, den Ausbau der Cyberabwehrkompetenzen
voranzutreiben. Innerhalb zweier Jahre sollen alle sicherheitspolitischen Kompetenzen
im Bereich Cyberabwehr zudem gebündelt werden und innerhalb der Verwaltung von
einer einzigen Stelle koordiniert werden können. Dabei wurde offen gelassen, ob diese
Einheit innerhalb der Armee geschaffen oder dem VBS angegliedert werden soll. Jedoch
sah der Motionär eine Finanzierung via das Rüstungsbudget vor. Ferner sollte auch
bezüglich künftiger Beschaffungen ein Augenmerk auf Cybersicherheit gelegt werden.
Grüter schlug damit in die gleiche Kerbe wie Ständerat Dittli (fdp, UR), der seinerseits
ein Cyberdefence-Kommando anregte, und Ständerat Eder (fdp, ZG), der die Schaffung
eines Kompetenzzentrums für Cyberfragen verlangte. Begründet wurde die Motion mit
den neuen Bedrohungsszenarien im digitalen Raum sowie mit der Erfahrung kürzlich
stattgefundener Angriffe auf die Computerinfrastruktur von Bund und Wirtschaft. Der
Luzerner wollte darüber hinaus ebenfalls – dieses Anliegen deckt sich mit den
Bestreben der beiden Motionen aus der kleinen Kammer – die Zuständigkeit neu regeln
und nur eine Verwaltungsstelle mit der Aufsicht betrauen, um «Redundanzen,
Ineffizienzen und Koordinationsaufwand» reduzieren zu können. 
Der Bundesrat, der sich also bereits wiederholt mit ähnlichen Vorstössen konfrontiert
sah, beharrte auf der Ablehnung dieser Forderungen. Im Grunde sei er ja nicht gegen
einen Ausbau im Cyberbereich, jedoch sollte den Prozessen der NCS nicht vorgegriffen
werden, erklärte er. Eine einzige Stelle für diese Oberaufsicht werde geprüft.

Dieser bundesrätlichen Zurückhaltung stand, wie auch in den anderen diesbezüglichen
Geschäften, eine wohlwollende Parlamentskammer gegenüber. Im Wissen um die
bereits genehmigten anderen beiden Motionen Dittli und Eder hiess der Nationalrat
auch die vorliegende Motion gut. Grüter gelang es, Druck aufzubauen, in dem er auf der
Einrichtung einer zentralen Koordinationsstelle beharrte. Dabei bot er in der
Ratsdebatte bereits Hand zu einer Lösung: Melani könne diese Aufgabe übernehmen, es
brauche also nicht einmal eine neue Verwaltungseinheit, schlug er vor. Jedoch müsse
dort mehr investiert und sowohl personell als auch finanziell mehr Aufwand betrieben
werden. Zudem müsse der Auftrag an Melani neu verfasst werden. Bundesrat Maurer
vertrat die ablehnende Haltung der Regierung, auch mit Verweis auf ein kurz zuvor
angenommenes SiK-Kommissionspostulat, vergeblich. Die grosse Kammer überwies den
Vorstoss mit 134 zu 47 Stimmen und 9 Enthaltungen der Ständekammer. 1

MOTION
DATUM: 06.03.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die Motion Grüter (svp, LU) beschäftigte im Sommer die ständerätliche SiK. Der Ausbau
der Cyberabwehrkompetenzen wurde vom Gremium mehrheitlich begrüsst, gleichwohl
überwogen Bedenken bezüglich der Motion. Die SiK-SR schlug deswegen ihrem Rat vor,
die Motion nicht anzunehmen. Man wollte sich mit diesem Schritt Zeit verschaffen, um
bereits in Angriff genommene Projekte weiterzuführen. Namentlich ging es um die
beiden überwiesenen Motionen zu einem Cyberdefence-Kommando in der Armee und
zu einem Cybersecurity-Kompetenzzentrum. Diese laufenden Massnahmen wurden von
der SiK begrüsst, wohingegen die vorliegende Motion widersprüchliche Folgen zu
bereits getätigten Beschlüssen hätte. Besonders die angeregte Zentralisierung der
Cyberkompetenzen an einer Amtsstelle (innerhalb des VBS) wurde von den
Kommissionsangehörigen mehrheitlich abgelehnt. Man vergebe sich dadurch viele
bereits erlangte Kenntnisse und die bisherigen Mechanismen innerhalb des EFD und
MELANI funktionierten gut. Aus ordnungspolitischer Sicht wurde die Motion zudem
abgelehnt, weil es der Regierung und nicht dem Parlament obliege, federführende
Stellen innerhalb der Verwaltung zu bestimmen. Diesem Antrag stimmten 10
Kommissionsmitglieder zu, zwei waren dagegen.
Dieser deutlichen Kommissionsmeinung folgte dann auch das Ratsplenum, das die
Motion ablehnte und damit den recht deutlichen Beschluss des Erstrates umstiess.
Kommissionssprecher Dittli (fdp, UR) und Bundesrat Maurer waren die Einzigen, die
sich zu Wort meldeten. Beide betonten die bereits angestossenen Arbeiten und die
guten Fortschritte im Cybersicherheitsbereich. Die Regierung erkenne im Vorschlag
Grüter keine bessere Lösung, erklärte Maurer. Oppositionslos wurde das Geschäft

MOTION
DATUM: 10.09.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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verworfen. 2

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Mit dem Bestreben, Bürgerinnen und Bürgern sowie Unternehmen Informationen und
Dienstleistungen zunehmend auch digital zur Verfügung zu stellen, entstünden immer
mehr amts- und departementsspezifische Portale, die jedoch zu wenig vernetzt seien.
Dadurch erwachse nicht nur grosser nachfrageseitiger Aufwand – unterschiedliche
Portale verlangten nach unterschiedlicher Nutzung – sondern es entstünden auch
angebotsseitig unnötige Kosten. Mit Hilfe von elektronischen Schnittstellen müsse
deshalb ein erleichterter Informationsaustausch in der Bundesverwaltung geschaffen
und die Vorzüge der Digitalisierung umfassender nutzbar gemacht werden. Mit dieser in
eine Motion gepackten Forderung stiess Beat Vonlanthen (cvp, FR) nicht nur beim
Bundesrat, sondern auch bei seinen Ständeratskolleginnen und -kollegen auf offene
Ohren. Bundesrat Ueli Maurer betonte in der Ratsdebatte freilich, dass die
Zusammenführung und die Schaffung von Schnittstellen bei auf allen föderalen Stufen
organisch gewachsener Informatik eine «Herkulesaufgabe» darstelle. Der Vorstoss
wurde einstimmig an den Nationalrat überwiesen.
Die Volkskammer wiederum hiess ebenfalls noch in der Frühjahrssession 2019 eine
praktisch identische Motion von Franz Grüter (svp, LU; Mo. 18.4238) stillschweigend gut.
Somit dürfte der Einführung solcher Schnittstellen nichts mehr im Weg stehen, auch
wenn die gegenseitige Bestätigung der jeweils anderen Kammer noch ansteht. 3

MOTION
DATUM: 06.03.2019
MARC BÜHLMANN

Mitte März 2019 nahm der Nationalrat stillschweigend eine Motion von Franz Grüter
(svp, LU) an, die die Einführung von elektronischen Schnittstellen in der
Bundesverwaltung forderte, um damit den direkten Informationsaustausch innerhalb
der Bundesverwaltung sowie zwischen derselben und der Bevölkerung besser
auszugestalten. Grüter kritisierte, dass elektronisch zugängliche Dienstleistungen des
Bundes via zahlreiche amts- oder departementsspezifische Portale angeboten werden.
Dies sei nicht nur kompliziert und teuer, sondern erschwere eine weiterführende
Automatisierung. Mit elektronischen Schnittstellen (API), auf die mit Annahme der
Motion der strategische Fokus gelegt werden soll, würde ein automatischer
Datenaustausch ermöglicht, was dynamische Systeme schaffen und das Potenzial der
Digitalisierung auszuschöpfen helfe. Damit liessen sich auch effizienter und günstiger
die Bestrebungen hin zu einer einzigen behördenübergreifenden Plattform
unterstützen. Der Bundesrat hatte die Annahme der Motion beantragt. 4

MOTION
DATUM: 22.03.2019
MARC BÜHLMANN

Der Nationalrat hiess die Motion Vonlanthen (cvp, FR), die einen erleichterten
Informationsaustausch in der Bundesverwaltung durch Einführung von elektronischen
Schnittstellen forderte, oppositions- und diskussionslos gut. Damit hatten die beiden
gleichlautenden Motionen Vonlanthen und Grüter (svp, LU; Mo. 18.4238) beide
Kammern jeweils ohne Diskussion und Gegenstimmen passiert. Das von der SPK-NR in
ihrem Bericht formulierte Ziel einer Beschleunigung der sich seit 2008 im Gange
befindlichen entsprechenden Arbeiten dürfte damit deutlich signalisiert sein. 5

MOTION
DATUM: 17.09.2019
MARC BÜHLMANN

Auch im Ständerat wurde die Motion Grüter (svp, LU) zur Einführung von elektronischen
Schnittstellen in der Bundesverwaltung ohne Opposition und ohne Diskussion
angenommen. Die SPK-SR erachte es als wichtig, den Informationsaustausch zu
vereinfachen. Allerdings seien die betroffenen Stellen, allen voran die Kantone, in die
Planung der Umsetzung miteinzubeziehen. Kommissionssprecherin Pascale Bruderer
Wyss (sp, AG) wies darauf hin, dass ein Anliegen, das vom Bundesrat ohne inhaltliche
Stellungnahme empfohlen und vom Nationalrat oppositionslos angenommen werde,
nicht umstritten sein könne. Ueli Maurer berichtete, dass der Bundesrat bereits an der
Arbeit sei. 6

MOTION
DATUM: 18.09.2019
MARC BÜHLMANN
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Die gesamte Bundesverwaltung soll mit Hilfe eines zentralen Daten-Hubs eine
zukunftsfähige Daten-Infrastruktur und Daten-Governance erhalten; der digitale
Austausch zwischen Behörden aller Staatsebenen aber auch zwischen Behörden und
Wirtschaft sowie Zivilgesellschaft soll mittels sogenannter «Open Access-Echtzeit-
Schnittstellen (API)» verbessert werden. Nichts weniger forderte eine Motion der
Finanzkommission des Nationalrats, die nicht einmal zwei Monate nach ihrer
Einreichung vom Nationalrat in der Wintersession 2020 überwiesen wurde. Die FK-NR
begründete ihren Vorstoss und den damit verbundenen Auftrag an den Bundesrat
damit, mittels jährlichem Bericht aufzuzeigen, wie gross der Anteil an via diesem Hub
erreichbaren und genutzten Daten ist, mit dem Ziel der Verbesserung der Beziehungen
zwischen Staat und Unternehmen bzw. Bürgerinnen und Bürgern. Das «Once-Only-
Prinzip» müsse umgesetzt werden: Standardinformationen sollen von der
Zivilgesellschaft und der Wirtschaft allen Behörden lediglich einmal mitgeteilt werden
müssen. Die FK-NR wollte ihre Motion als Ergänzung zu den bereits angenommenen
gleichlautenden Motionen Vonlanthen (cvp, FR; Mo. 18.4276) und Grüter (svp, LU; Mo.
18.4238) verstanden wissen, die die Einführung von elektronischen Schnittstellen in der
Bundesverwaltung fordern. Der Bundesrat hatte die Annahme der Motion beantragt und
im Nationalrat wurde sie ohne Diskussion durchgewinkt. 7

MOTION
DATUM: 17.12.2020
MARC BÜHLMANN

Bundesverwaltung - Personal

Mit Verweis auf ihren 2017 veröffentlichten Bericht zum Lohnsystem des Bundes lehnte
die Regierung die Motion der SVP-Fraktion für eine Überarbeitung und Vereinfachung
des Systems der Leistungslöhne für das Bundespersonal ab. Der Bericht habe gezeigt,
dass das System gut funktioniere und keine Auswüchse zeige. Die Motionärin war hier
freilich anderer Meinung. In ihrer Begründung schrieb die SVP von «wild wuchernde[n]
Zuschläge[n]», die ohne Leistungsbeurteilung ausbezahlt würden. Zudem erhielten
praktisch alle Bundesangestellten die Beurteilungsstufe 3 («gut»). Dies sei nicht fair, da
das Prinzip «gleicher Lohn für gleiche Leistung» nicht berücksichtigt werde. 
In der Ratsdebatte führte Franz Grüter (svp, LU) als Sprecher der Fraktion ein paar
Beispiele für Zuschläge an, die Zeichen für ein willkürliches Vergütungssystem seien:
«Ortszuschläge, Treueprämien, Funktionszulagen, Sonderzulagen, Leistungsprämien,
Spontanprämien, Arbeitsmarktzulagen, Familienzulagen und ergänzende Leistungen,
Zulagen für die Verwandtschaftsunterstützung und Auslagen für die familienergänzende
Kinderbetreuung».
Finanzminister Ueli Maurer betonte, dass der Bund über sehr fähige Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter verfüge, die aber eben in sehr unterschiedlichen Funktionen arbeiteten
und deshalb auch unterschiedlich und mit unterschiedlichen Zuschlagssystemen
entlohnt würden. Auch bei einer Überarbeitung des Lohnsystems käme man wohl nicht
ohne Spezialregelungen aus, um der Vielfalt gerecht zu werden, argumentierte Maurer
weiter. Die Bundesverwaltung sei eben nicht ein Unternehmen, sondern die rund
37'000 Angestellten seien in 80 verschiedenen Bundesämtern, in über hundert Ländern
der Welt und in unterschiedlichsten Funktionen «vom einfachen Handwerker bis zum
hohen Diplomaten» angestellt. Er fände das Anliegen geringerer Lohnausgaben ja
durchaus sympathisch, so der SVP-Bundesrat weiter, aber man müsse aufpassen, dass
man nicht noch tiefere Löhne als in der Privatwirtschaft ausbezahle. Zudem würden
einzelne Anpassungen laufend überprüft und kleine Schritte würden wahrscheinlich
eher zum Ziel führen, als eine grosse Revision. Maurer gab zu bedenken, dass eine
Vereinheitlichung des Lohnsystems wohl eher zu einer Nivellierung der Löhne nach
oben und folglich zu Mehrausgaben führen würde. Die bundesrätlichen Argumente
verfingen im Rat nur teilweise. Die 78 Stimmen der Ratslinken und der grossen Mehrheit
der CVP-Fraktion reichten als Unterstützung für die Haltung des Finanzministers
letztlich nicht aus. Mit 115 Stimmen der geschlossenen SVP-, FDP-, GLP- und BDP-
Fraktionen wurde die Motion an den Ständerat überwiesen. 8

MOTION
DATUM: 28.02.2018
MARC BÜHLMANN

Es handle sich hier um die mittlerweile gewohnte Forderung nach weniger Staat, die
von der Finanzkommission mit einer 13 zu 12 Stimmen-Mehrheit vorgeschlagenen
Motion vorgelegt werde, wandte sich Daniel Brélaz (gp, VD) in der Ratsdebatte an die
Nationalrätinnen und Nationalräte. In der Tat zeichnete sich in der recht lebhaften, mit
zahlreichen Rückfragen gespickten Debatte ein ziemlich deutlicher Links-Rechts-
Graben ab, der sich ob der Frage zu einer Aufhebung des Teuerungsausgleichs auftat.
Konkret hatte die Finanzkommission beantragt, Artikel 16 des Bundespersonalgesetzes
aufzuheben, der gesetzlich festschreibt, dass die Angestellten der Bundesverwaltung
einen angemessenen Teuerungsausgleich erhalten. Die Mehrheit der Kommission stosse

MOTION
DATUM: 06.03.2018
MARC BÜHLMANN
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sich am Automatismus, der mit dieser gesetzlichen Festschreibung verbunden sei – so
Kommissionssprecher Hans-Ulrich Bigler (fdp, ZH). Die reale Lohnanpassung würde
aber in den meisten Fällen ausreichen. Ein Automatismus sei nicht nötig und würde im
Gegenteil zu mehr Ausschüttungen führen, als sie für einen Ausgleich der Teuerung
insgesamt nötig seien. Die Minderheit argumentierte – unterstützt vom Bundesrat –,
dass der Teuerungsausgleich zu den gebräuchlichen sozialpartnerschaftlichen
Instrumenten gehöre. In der Debatte wurde zudem darauf hingewiesen, dass das
Parlament selber ja mit oder ohne Gesetzesgrundlage sowieso die Kompetenz habe,
den Teuerungsausgleich für das Bundespersonal zu gewähren oder eben nicht. Die
Motion sei deshalb nicht nur unnötig, sondern wirke gar peinlich, wie Alois Gmür (cvp,
SZ) anmerkte. Franz Grüter (svp, LU) verstieg sich zu der Forderung, dass – nähme man
das Gesetz ernst – auch eine Negativteuerung angepasst werden müsste. Bundesrat Ueli
Maurer appellierte an die „liberalen Geister” im Rat. Das Wort «angemessen» bedeute
nicht «automatisch», weil gleichzeitig auf die wirtschaftliche und finanzielle Lage und
auf die Verhältnisse im Arbeitsmarkt Rücksicht genommen werden müsse, wie es im
Gesetz ebenfalls heisse. Egal, ob der Artikel gestrichen werde oder nicht, werde der
Bundesrat mit den Personalverbänden Lohnverhandlungen vornehmen und je nach
finanzieller Lage über den Teuerungsausgleich diskutieren. Unbesehen des Artikels
habe das Parlament die Letztentscheidung über die Lohnanpassungen. Ein Verzicht auf
diese Motion würde deshalb sogar Bürokratieabbau bedeuten, da eine
Gesetzesänderung – also auch die Streichung des Artikels – ein langes
Verwaltungsverfahren einleite. Mit der Annahme der Motion würde kein Franken
eingespart, aber viel Verwaltungsaufwand betrieben. 
Der bundesrätliche Appell lief allerdings ins Leere. Mit 102 zu 86 Stimmen überwies die
grosse Kammer die Motion an den Ständerat. Die geeinte Ratsrechte (FDP und SVP)
wurde dabei von der geschlossenen stimmenden GLP-Fraktion unterstützt. Lediglich
Roger Golay (mcg, GE) stimmte in der SVP-Fraktion gegen den Vorschlag. 9

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Er ziehe seine Motion zu E-Collecting zurück, weil er mit ihr die Demokratie habe
stärken und nicht schwächen wollen, so Franz Grüter (svp, LU) in der Sommersession
2019. Mit seinem Vorstoss zum digitalen Unterschreiben hatte er gesetzliche
Grundlagen gefordert, um das Sammeln von Unterschriften für Initiativen und
Referenden auch elektronisch zu ermöglichen und die digitale Partizipation zu stärken.
Er sei nicht einverstanden mit dem Bundesrat, der in seiner digitalen Strategie eher auf
E-Voting als auf E-Collecting setze. Auch das in der Antwort auf die Motion
vorgebrachte bundesrätliche Argument der zu grossen Komplexität teile er nicht, seien
doch elektronische Unterschriften mittlerweile in vielen Bereichen gang und gäbe.
Allerdings befürchte er – nach zahlreichen Diskussionen innerhalb und ausserhalb des
Parlaments –, dass mit der Einführung von E-Collecting unweigerlich die Forderung
nach einer Erhöhung der Unterschriftenzahlen laut werden würde. Weil er die
Demokratie nicht mit neuen Hürden belasten wolle, sondern vielmehr die Dringlichkeit
für ein digitales Update für das politische System habe aufzeigen wollen, halte er nicht
an seinem Vorstoss fest. 10

MOTION
DATUM: 18.06.2019
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Gute Dienste

Im Rahmen der Covid-19-Pandemie verlangte die APK-NR Mitte April 2020 vom
Bundesrat mittels Motion die Verabschiedung eines Nachtragskredits für die
humanitäre Hilfe in Höhe von CHF 100 Mio. Damit wollte sie den Appellen der UNO, des
IKRK und des IFRC nachkommen. Auch Materiallieferungen und die bilaterale Hilfe zur
Bekämpfung des Virus sollen damit finanziert werden. Kredite könnten zudem an
notleidende europäische Länder vergeben werden, beispielsweise zur Bekämpfung der
prekären Lage in den Flüchtlingslagern. In seiner Stellungnahme verwies der Bundesrat
auf bereits getroffene Massnahmen des DEZA im Rahmen des bestehenden Budgets
und auf einen zusätzlichen Kredit von CHF 1.1 Mio. des EJPD. Darüber hinaus beschloss
er am 29. April, dass die Schweiz sich mit bis zu CHF 400 Mio. an den verschiedenen
internationalen Appellen beteiligen werde, sofern das Parlament zustimme. Diese
Summe setze sich aus einem zinslosen Darlehen von maximal CHF 200 Mio. an das IKRK,
weiteren Beiträgen an die genannten Institutionen und die WHO bis zu CHF 175 Mio.
und einem Nachtragskredit von CHF 25 Mio. für den "Catastrophe Containment and

MOTION
DATUM: 06.05.2020
AMANDO AMMANN
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Relief Trust" des IWF zusammen. Da der Bundesrat die Forderungen der Motion mit
diesen Massnahmen bereits erfüllte, beantragte er die Annahme derselbigen. 

In der Sondersession im Mai 2020 beriet der Nationalrat über die Motion. Roland
Fischer (glp, LU) setzte sich als Kommissionssprecher für deren Annahme ein, da die
Massnahmen zur Eindämmung des Coronavirus Entwicklungsländer vor grosse
gesellschaftliche und wirtschaftliche Herausforderungen stellen würden. Eine
Kommissionsminderheit Grüter (svp, LU) sprach sich gegen den Nachtragskredit aus;
einerseits weil das reguläre Budget für die humanitäre Hilfe ausreiche, andererseits
weil zumindest die FDP-Fraktion erreichen wolle, dass der Bundesrat selber diese
Nachtragskredite beantrage. Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) forderte zudem, dass man
sich nicht noch stärker für die Finanzierung der internationalen Hilfe verschulde,
sondern Restposten in den Budgets dafür verwenden solle. Bundesrat Cassis
befürwortete die Finanzierung mittels Kreditresten und verwies auf einen
Bundesratsentscheid, wonach sowieso die Hälfte der erwähnten CHF 175 Mio.
kompensiert werden müssten, beantragte aber dennoch die Annahme der Motion.
Dieser Forderung kam der Nationalrat nach, indem er die Vorlage mit 114 zu 72 Stimmen
(bei 4 Enthaltungen) durchwinkte. 11

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Das Thema Lärmschutz stand im Zentrum der Motion «Wahre Kosten von
Lärmschutzmassnahmen» von Nationalrat Franz Grüter (svp, LU). Dieser forderte, dass
bei Lärmschutzmassnahmen auf Nationalstrassen der Leitfaden Strassenlärm
(BAFU/ASTRA), konsequent angewendet werde und die Kostenberechnungen soweit
möglich auf effektiven Marktpreisen beruhten. 
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er argumentierte, dass es sich bei
den Kostenangaben für Lärmschutzbauten um Richtwerte handle, die in der
Vorprojektphase für eine Kostenschätzung eingesetzt werden, wenn noch keine
genaueren Kostenangaben vorliegen. Diese Werte basierten auf aktuellen
Ausführungsprojekten an Nationalstrassen. Sie gewährleisteten eine schweizweite
Gleichbehandlung der vom Verkehrslärm betroffenen Bevölkerung.
In der nationalrätlichen Debatte im Herbst 2019 monierte Grüter noch einmal, dass das
ASTRA Einheitspreise für Lärmschutzwände anwende, die nicht den Marktpreisen
entsprächen. Er verlangte daher, dass die Berechnungsgrundlagen neu erarbeitet
würden. Mit den seiner Meinung nach zu teuren Berechnungen der
Lärmschutzmassnahmen würden die Anwohnerinnen und Anwohner um den ihnen
zustehenden Schallschutz gebracht. Verkehrs- und Umweltministerin Sommaruga
erinnerte daran, dass es sich bei den vom ASTRA verwendeten Kostenangaben um
Durchschnittswerte von bereits realisierten Projekten entlang der Nationalstrasse
handle, konkret seien dies CHF 1'700 pro Quadratmeter Lärmschutzwand. Die
effektiven Kosten pro Quadratmeter Lärmschutzwand beliefen sich dann aber je nach
Projekt auf zwischen CHF 900 und CHF 3'500. Zum Zeitpunkt der
Verhältnismässigkeitsprüfung seien die effektiven Kosten  noch gar nicht bekannt und
könnten somit gar nicht berechnet werden, erinnerte Sommaruga. Der Schutz der
betroffenen Personen sei mit der von Nationalrat Grüter geforderten Motion abhängig
von kostenbeeinflussenden Faktoren, wie beispielsweise dem Zustand einer Brücke, auf
welcher eine Lärmschutzwand erstellt würde. Es widerspreche dem Prinzip der
Gleichbehandlung, wenn bei anerkanntem Schutzanspruch die Umsetzung der
Massnahme davon abhängig gemacht werde, wie aufwändig die Realisierung der
Lärmschutzmassnahme ist, resümierte die Verkehrsministerin. Die Mehrheit der
grossen Kammer, insbesondere die geschlossen stimmende SVP- und FDP.Liberale-
Fraktion, liess sich von der bundesrätlichen Argumentation nicht überzeugen und
stimmte für Annahme der Motion (100 zu 88 Stimmen bei 2 Enthaltungen). 12

MOTION
DATUM: 12.09.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Der Ständerat behandelte in der Wintersession 2020 die Motion «Wahre Kosten von
Lärmschutzmassnahmen» von Nationalrat Franz Grüter (svp, LU), nachdem diese in der
Herbstsession 2020 der KVF-SR zur Vorberatung zugewiesen worden war.
Kommissionssprecher Wicki (fdp, NW) legte im Plenum dar, warum die KVF-SR die
Motion einstimmig zur Ablehnung empfahl. Grüters Forderung, Kostenberechnungen
für Lärmschutzmassnahmen möglichst auf effektiven Marktpreisen zu basieren, sei in
der Praxis quasi nicht umzusetzen, da man sich zu diesem Zeitpunkt in der
Vorprojektphase befinde, in welcher noch zu viele unbekannte Faktoren Einfluss
nehmen können. Vor allem würde die Umsetzung dieser Forderung aber bedeuten, dass
der Verfassungsgrundsatz der Gleichbehandlung missachtet würde, wenn ein teureres
Objekt (beispielsweise Gebäude) als schützenswerter als ein günstigeres Objekt
eingestuft würde, obwohl die Bewohner und Bewohnerinnen genau gleich von Lärm
betroffen wären. Nachdem sich auch Bundesrätin Sommaruga noch einmal gegen die
Motion ausgesprochen und betont hatte, dass auch die BPUK die Anliegen der Motion
kritisch sehe, lehnte die kleine Kammer die Motion stillschweigend ab. 13

MOTION
DATUM: 08.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Mittels einer Motion wollte Franz Grüter (svp, LU) den Bundesrat beauftragen, die Zahl
der ausgesteuerten Arbeitnehmenden in die Arbeitslosenstatistik aufzunehmen.
Aktuell seien Arbeitslose, die nach Ablauf der 18 Monate, in denen sie Arbeitslosengeld
erhalten, keine Stelle gefunden haben, nämlich nicht in der Arbeitslosenstatistik
vertreten. Diese unterschätze deswegen die Arbeitslosenzahl und sei nicht vollständig,
so Grüter.
Im Rahmen der Debatte im Nationalrat im März 2020 machte Barbara Gysi (sp, SG)
darauf aufmerksam, dass auch andere Gruppierungen, die Erwerb oder Arbeit suchen,
in der Arbeitslosenstatistik nicht erschienen – sie spezifizierte jedoch nicht, welche
Gruppen. Sie betonte, dass die sozialdemokratische Fraktion bereit sei, die Motion zu
unterstützen, falls auch diese Gruppierungen in die Formulierung aufgenommen
würden und die Arbeitslosenstatistik somit zu einer Erwerbslosenstatistik verbreitert
würde, was der Motionär gerne annahm. Der Bundesrat hingegen beantragte die
Ablehnung der Motion. Die Arbeitslosenversicherung sei eine «Registerstatistik», in
welche nur diejenigen Personen aufgenommen würden, die sich bei einem RAV
anmeldeten – folglich könne sie monatlich erstellt werden. Der Nationalrat sprach sich
jedoch mit 141 zu 39 Stimmen für Annahme der Motion aus. Nur die FDP.Liberalen-
Fraktion und die Mitte-Fraktion unterstützten das Anliegen nicht. 14

MOTION
DATUM: 05.03.2018
GIADA GIANOLA

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Avec sa motion intitutlée: "Marchés publics. S'assurer de l'égalité salariale au sein des
entreprises soumissionnaires. Oui, mais équitablement", le conseiller national Grüter
(udc, LU) s'en prend au logiciel de l'administration fédérale logib. Ce dernier sert à
mesurer les écarts de salaire entre hommes et femmes sur les marchés publics. Or,
selon l'agrarien, ce logiciel comprend de nombreux biais statistiques, faussant ainsi
certaines mesures des écarts salariaux. Il demande donc que des rapports
indépendants, basés des critères scientifiques reconnus, puissent être reconnus
comme équivalents pour attester que les entreprises se conforment aux dispositions
sur l'égalité entre femmes et hommes. 
Par la voix d'Ueli Maurer (udc, ZU), le Conseil fédéral s'oppose à la motion, arguant
premièrement que l'utilisation de logib n'est ancrée nulle part dans la loi,
deuxièmement que la plupart des entreprises consultées au sujet de logib ont déclaré
en apprécier son utilisation et sa simplicité et enfin troisièmement que les exemples
avancés dans l'argumentaire de la motion ne pouvaient être pertinents sous cette
forme. Néanmoins, la chambre basse a accepté la motion, par 126 voix contre 67 et une
abstention. Il revient maintenant au Conseil des Etats de se pencher sur le sujet. 15

MOTION
DATUM: 28.02.2018
SOPHIE GUIGNARD
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La motion Grüter (udc, LU): "Marchés publics. S'assurer de l'égalité salariale au sein
des entreprises soumissionnaires. Oui, mais équitablement" a été discutée le 10
décembre au Conseil des États. La CER-CE ayant traité dans un même rapport sur les
marchés publics de celle-ci et de six autres (12.3577, 14.4307, 15.3770, 16.3222, 16.3870
et 17.3571), les sénateurs et sénatrices ont discuté les sept motions à la fois. Seule la
motion Müri a été votée lors de cette séance. La commission et le Conseil fédéral
s'étant prononcés négativement sur les motions restantes, elles ont été refusées en
bloc. La motion qui nous occupe ici est dès lors liquidée. 16

MOTION
DATUM: 10.12.2018
SOPHIE GUIGNARD

1) AB NR, 2018, S. 217 f.
2) AB SR, 2018, S. 602 ff.; Bericht SiK-SR vom 13.8.18
3) AB NR, 2019, S. 584 ; AB SR, 2019, S. 54 f.; NZZ, 7.3.19
4) AB NR, 2019 S. 584; Mo. 18.4328
5) AB NR, 2019 S. 1619; Bericht SPK-NR vom 15.8.19
6) AB SR, 2019 S. 779; Bericht SPK-SR vom 4.7.19
7) AB NR, 2020, S. 2665
8) AB NR, 2018, S. 81 f. 
9) AB NR, 2018, S. 206 ff.
10) AB NR, 2019, S. 1179 f.; NZZ, 3.3.18
11) AB NR, 2020, S.543 ff.
12) AB NR, 2019, S. 1528 f.
13) AB SR, 2020, S. 1258 f.
14) AB NR, 2021, S. 53 f.
15) BO CN, 2018, p. 73 s.
16) BO CE, 2018, p. 991 ss.
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